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-Bericht-des -gernischten--Ausscllusses
(Ausschuß für Verfassung und Verwaltung und Ausschuß für allgemeine innere Angelegenheiten)
betreffend das Landesgesetz, mit dem das O.Ö. Objektivierungsgesetz 199ß geändert wird

(O.ä. Objektivierungsgesetz-Novelle 1992)

(Landtagsdirektion: L-212118-XXIV)

A. Allgemeiner Teil:

1. A'nlaB und Inhalt dieses Landesgesetzes:

Nach mehr als einem Jahr Praxis soll das O.Ö. Objekti-
vierungsgesetz 1990, LGBI.Nr. 96, in einigen Punkten
geändert werden. Die Schwerpunkte sind:
- Ermöglichung einer Dezentralisierung der Perso-

nalaufnahme und Objektivierung in denjenigen Be-
reichen, die sich nach den bis 1985 zurückreichen-
den Erfahrungen des Personalbeirates hiefür an-
bieten,

- Festlegung, welche leitenden Funktionen zu be-
frislen sind sowie Klärung der Fragen hinsichtlich
einer Weiterbestellung von Personen, die in ihre
Funktionen befristet berufen werden,

- Verbesserung bzw. Ergänzung einiger Bestim-
mungen auf Grund der bisherigen Praxis.

2. Finanzielle Erläuterungen:

Kostensteigerungen gegenüber der derzeitigen
Rechtslage sind durch die vermehrte Ausschreibung
in Tageszeitungen zu erwarten. Auch durch die ver-
mehrte Inanspruchnahme der zuständigen Abteilun-
gen durch verstärkte Rückfragen und das Verfahren
zur Weiterbestellung sind Kostenerhöhungen zu er-
warten. Demgegenüber steht ein großes Einsparungs-
potential durch die Erlllöglichung der dezentralisier-
ten Personalaufnahme sowie Kostensenkungen, die
sich daraus ergeben, daß nur mehr Bestqualifizierte
im Landesdienst tätig sind.

3. EG-Konformllät:

Ein Widerspruch zu zwingendem EG-Recht besteht
- soweit derzeit ersichtlich - nicht.

B. Besonderer Teil:

Zu Art. I Z. 1 (Inhaltsverzeichnis):

Die sich durch die nachfolgenden Bestimmungen er-
gebenden Änderungen der Überschriften sind auch
im Inhaltsverzeichnis vorzunehmen.

Zu Art. I Z. 2 (§ 1 Abs. 3):

Mit dieser Ergänzung wird (auch im Sinn des Art. 7
Abs. 3 B-VG) klargestellt, daß die Formulierungen die-
ses Gesetzes Frauen und Männer gleichermaßen be-
treffen.

Zu Art. I Z. 3 und 4 (§§ 2 und 3):

Aus Gründen der Übersichtlichkeit ist eine Trennung
der Bestimmungen über die Bewerbung und die Aus-
schreibung, die bisher gemeinsam im § 2 geregelt
sind. zweckmäßig.

Eine Präzisierung des Ausschreibungstextes (§ 2) hat
den Vorteil, daß Unklarheiten beim Auswahlverfahren
weitgehendst vermieden werden können.

Weiters soll die Verpflichtung zur Vormerkung für ein
Jahr bzw. bis zum Abschluß eines Objektivierungs-
verfahrens, dem die Bewerbung unterzogen wurde,
klarer zum Ausdruck gebracht werden (§ 3 Abs. 2).

Zu Art. I Z. 5 bis 8 (§ 4):

Durch die Erhöhung der Anzahl der Dienstgeberver-
treter im Personalbeirat soll eine ausgewogenere Re-
präsentation der im Landtag vertretenen Parteien er-
möglicht werden. Gleichzeitig soll durch die Erhöhung
des Anwesenheitsquorums sowie den Wegfall des Di-
rimierungsrechtes des Vorsitzenden ein gewisser
Schutz vor Zufallsmehrheiten vorgesehen werden.

Zu Art. t. Z. 9 (§ 5):

Die Neuformulierung des § 5 dient vor allem der über-
sichtlicheren Darstellung der allgemeinen und beson-
deren' Aufnahmevoraussetzungen sowie der weiteren
objektiven Aufnahmekriterien. Dies soll die Erstellung
eines möglichst spezifischen Anforderungsprofiles er-
möglichen.

Aufgenommen wurden auch Bestimmungen, die das
Verfahren im Personalbeirat in zeitlicher Hinsicht ge-
nauer regeln. Dies soll vor allem zur Sicherstellung
der Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes dienen.
Personalentscheidungen können so nicht verzögert
werden.

Zu Art. I Z. 10 und 11 (§ 6):

Die bisherigen Erfahrungen haben gozoigt, daß durch-
aus auch nicht im Landesdienst stehende Bewerber in
leitende Funktionen (Art. 11 Abschnitt B und Ab-
schnitt C, einschließlich des unter § 24 O.Ö. Kranken-
anstaltengesetz fallenden Personenkreises, Art. 111Ab-
schnitt B, Art. IV Abschnitt B, Art. V Abschnitt Bund
Art. VI Abschnitt B) des Landes berufen werden. Dies
ist häufiger im Bereich der Anstalten und Betriebe des
Landes als im Bereich der Hoheitsverwaltung der Fall.
Mit einer solchen Bestellung ist gleichzeitig eine Auf-
nahme in den Landesdienst verbunden.
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§ 6 Abs. 3 soll nun sicherstellen, daß in diesen Fällen
die Prüfung aller Kriterien des Objektivierungsgeset-
zes bei der jeweiligen Begutachlungskommission kon-
zentriert wird und nicht auch noch ein eigenes Objekti-
vierungsverfahren nach Abschnitt A erforderlich wird.

Die Begutachtungskommission hat dabei die Aufga-
be, in ihrem Gutachten alle bei der Aufnahme in den
Landesdienst sonst vorgesehenen Kriterien selbst zu
prüfen. Dies schließt nicht aus, daß die Begutach-
tungskommission den Personaibeirat bereits gleich-
zeitig mit der Ausschreibung mitbefaßt, um im Einzel-
fall eine Stellungnahme vor der Zuordnung der Funk-
tion einzuholen. In diesem Sinn enthält der Gesetzes-
text das Minimum an Einbindung des Personal-
beirates.

Zu Art. I Z. 12 (§ 7):

Bereits derzeit wird in der Praxis den Bewerbern die
Möglichkeit eines Informationsgespräches über ihre
Beurteilung angeboten. Die Bestimmung über die Be-
kanntgabe der Bewerberliste hat in der Praxis keine
Bedeutung erlangt. Vielmehr hat sich in letzter Zeit
verstärkt gezeigt, daß Bewerber in höhere Verwen-
dungen immer mehr auf die Vertraulichkeit ihrer Be-
werbung Wert legen. Der einzelne Bewerber soll je-
doch Auskünfte über die ihn betreffenden Daten aus
dem Auswahlverfahren bekommen.

Zu Art. I Z. 13 (§ 8 Abs. 1):

Durch die dem §2 angeglichene Ausschreibung in Ta-
geszeitungen sollen mögliche Bewerber auf ausge-
schriebene Dienstposten, die eine besondere Qualifi-
kation erfordern, besonders aufmerksam gemacht
werden. Aus Kostengründen kann sich dabei der Text
der Ausschreibung in den Tageszeitungen hinsichtlich
der konkreten Erfordernisse auf einen Verweis auf die
Amtliche Unzer Zeitung beschränken.

Zu Art. I Z. 14 (§ 8 Abs. 4):

Etwa zeitgleich mit dem Inkralltreten des O.Ö. Objekti-
vierungsgesetzes 1990 wurde im Bereich der Landes-
anstalten und -betriebe dazu übergegangen, Lei-
tungsfunktionen zunächst nur befristet zu vergeben
mit der Aussicht. bei Bewährung unbefristet weiterbe-
stellt zu werden. Die Befristungszeiträume sind den
Umständen und auch den Vorstellungen der ausge-
wählten Bewerber angemessen. Sie reichen von zwei
Jahren (besonders wenn der Bewerber in seinem bis-
herigen Dienstverhältnis noch eine Karenzierung an-
strebt) bis zu fünf Jahren.

Da die eigentliche Erprobung und Bewährung in der
Ausübung der Funktion geschieht, soll in Zukunft in
der gesamten Landesverwaltung nach dem Vorbild
der Wirtschaft sowie anderer Bundesländer und des
Bundes in der Regel nur mehr befristet bestellt wer-
den. Vielfach zeigt sich nämlich erst in der praktischen
Funktionsausübung. ob die Führungskraft im fachli-
chen und zwischenmenschlichen Bereich den Anfor-
derungen entspricht. § 8 Abs. 4 legt in diesem Sinn
eine Befristung bestimmter Leiterfunktionen fest und
sieht dafür einen Zeitraum von zwei bis fünf Jahren
vor.

Für gleichartige Funktionen sind dabei in der Regel
gleiche Befristungszeiträume vorzusehen. Unter-

schiedliche Befristungen sind nur in sachlich gerecht-
fertigten Fällen zulässig.

Zu Art. I Z. 15 bis 18 (§§ 9, 10 und 11):

Diese Bestimmungen enthalten lediglich die Anpas-
sung an die im Abschnitt A vorgenommenen Ände-
rungen.

Zu Art. I Z. 19 (§ 11a):

Die Aufnahme der Bestimmungen über die befristete
Bestellung macht Regelungen für den Fall der Weiter-
bestellung notwendig. Die zentrale Bestimmung dabei
ist Abs. 4. Wesentliches objektives Kriterium für die
Welterbestellung soll der Erfolg der bisherigen Funk-
tionsausübung sein. Die Kriterien des Erfoigs lassen
sich in die beiden großen Gruppen fachlicher und in-
nerdienstlicher Bereich gliedern. Im einzelnen hängen
sie von der jeweiligen Funktion ab. Zweckmäßigerwei-
se sollte daher verstärkt dazu übergegangen werden,
den Funktionsinhabern im Zusammenhang mit ihrer
Bestellung zumindest in groben Umrissen Ziele vorzu-
geben und auch das Ausmaß (allenfalls in Etappen), in
dem diese Ziele erreicht werden sollen. Dies können
in wirtschaftlich orientierten Bereichen konkrete Ge-
barungsziele sein, in anderen Bereichen wiederum
qualitative Ziele. Im innerdienstlichen Bereich wird es
vor allem auf die Fähigkeit zur Menschenführung an-
kommen. In Rechnung zu stellen ist dabei, daß nach
der verfassungsrechtlichen Einordnung der Verwal-

--Iung im Verhäitnis zur Regierung ein noch so hochran-
giger leitender Bediensteter bei der Zieierreichung
auch von der Unterstützung und Einflußnahme durch
seine politischen Vorgesetzten abhängig ist. Auch der
Einfluß des Bundes oder internationaler bzw. suprana-
tionaler Instanzen wird im Regelfall als Vorgabe hinge-
nommen werden müssen.

Wesentlich ist, daß die Begutachtungskommission bei
der Erstellung ihres Gutachtens weitgehend frei in
ihren Methoden ist. Vor allem muß auch dem Funk-
tionsinhaber selbst ausreichend Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gegeben werden.

Die im Abs. 6 festgelegte Frist von sechs Monaten für
die endgültige Mitteilung liegt sowohl im Interesse des
Funktionsinhabers als auch des Landes. Im Falle der
Nicht-Weiterbesteilung muß die Funktion nach den
Bestimmungen des Objektivierungsgesetzes neu aus-
geschrieben werden und auch für den bisherigen
Funktionsinhaber eine andere Verwendung gefunden
werden.

Allfällige dienst- und besoldungsrechtliche Konse-
quenzen ergeben sich aus den allgemeinen dienst-
rechtlichen Vorschriften. So bleibt dem Beamten eine
durch Beförderung erreichte dienstrechtliche Stellung
erhalten, eine speziell für die Funktion gewährte Ver-
wendungszulage fällt weg bzw. wird auf das Ausmaß
einer neuen Funktion angepaßt.

Bei Vertragsbediensteten endet mit der Befristung das
Dienstverhältnis, wenn sein Gegenstand im Dienstver-
trag die Leitungsfunktion war. Dies ist vor allem bei ex-
ternen Bewerbern der Regelfall. Ansonsten bleibt der
Vertragsbedienstete in seiner Entlohnungsgruppe und
Entlohnungsstufe, eine sondervertraglich für die Dau-
er der Leitungsfunktion gewährte Zulage würde je-
doch wegfallen .

._- ---------
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Zu Art. I Z. 20 bis 24 (§§ 12 bis 15):

Durch diese Änderungen werden die Bestimmungen
dieses Abschnittes lediglich an.die.Änderungen im Ab,
schnitt A angepaßt.

Zu Art. I Z. 25 (§ 15a):

§ 15a kann sich auf die Verweisung auf § 11a be-
schränken. Die Anpassung durch das Wort "sinnge-
mäß" bezieht sich auf die Zuständigkeit (Landesregie-
rung) und die zitierten Paragraphen (statt § 8 ist § 12
zu lesen, statt § 10 § 14).

Zu Art. I Z. 258, 26, 28, 298 und 30 (§ 16 Abs. 3, § 17
Abs. 2, § 18 Abs. 5, § 20 Abs. 3, § 21 Abs. 2):

Diese Änderungen betreffen lediglich systematische
Verbesserungen bzw. Änderungen, die sich auf Grund
der Wiederverlautbarung der Stadtstatute im Jahre
1992 und der Änderungen in anderen Abschnitten
ergeben.

Zu Art. I Z. 27 (§ 18 Abs. 2):

Diese Änderung entspricht der im § 4.

Zu Art. I Z. 29 (§ 19):

Anders als im Bereich des Landes soll den Statutar-
städten, den Gemeinden und den Gemeindeverbän-
den die Möglichkeit eröffnet werden, Befristungen von
leitenden Funktionen wiederholt vorzunehmen.

Zu Art. I Z. 31 bis 33 (§ 22):

Vor allem im Bereich der kleineren Gemeinden Ober-
österreichs hat es bei der Anwendung des O.Ö. Objek-
tivierungsgesetzes 1990 SchWierigkeiten gegeben,
weil gemäß § 22 Abs. 2 die Dienstgebervertreter im
Personalbeirat Mitglieder des Gemeinderates sein
müssen. Nach dem derzeitigen Gesetzeswortlaut kön-
nen nur Mitglieder des Gemeinderates als Dienstge-
bervertreter entsandt werden. Seit dem Inkrafttreten
des O.Ö. Objektivierungsgesetzes hat sich gezeigt,
daß kleinere Fraktionen vor dem Problem stehen, daß
sie nicht genügend Mitglieder des Gemeinderates zur
Entsendung als Dienstgebervertreter in den Personal-
beirat haben. Deshalb soll mit dieser neuen Bestim-
mung die Möglichkeit eröffnet werden, auch Ersatz-
rnitglieder des Gemeinderates ais Dienstgebervertre-
ter in den Personalbeirat zu entsenden. Allerdings soll
nicht jedes beliebige, auf dem der Fraktion zugrunde-
liegenden Wahlvorschlag aufscheinende Ersatzmit-
glied des Gemeinderates entsandt werden können,
sondern - analog zur Bestimmung des § 18 Abs. 4
vorletzter Satz O.Ö. Gemeindeordnung 1990 - die
Auswahlmöglichkeit hinsichtlich der Dienstgeberver-
treter mit dem Doppelten der Anzahi der einer Frak-
tion jeweils zukommenden Mitglieder des Gemeinde-
rates begrenzt werden.

Die Ausdehnung der Möglichkeit, hinsichtlich der
Dienstgebervertreter auf Ersatzmitglieder des Ge-
meinderates zurückgreifen zu können, bezieht sich
selbstverständlich auch auf die Bestellung von Ersatz-
mitgliedern im Personal beirat (§ 22 Abs. 4).

Die weiteren Änderungen betreffen lediglich sprach-
lich-systematische Verbesserungen bzw. Änderun-
gen, die sich auf Grund der Wiederverlautbarung der
O.Ö. Gemeindeordnung im Jahre 1990 ergeben.

Zu Art. I Z. 34 (Artikel IV Abschnitt B):

Der bisher sinngemäße Verweis iührte zu Rechtsunsi~
_ cherheitenund ..wurde daher durch die entsprechen- .

den Formulierungen ersetzt. Änderungen ergeben
sich insoweit, als zukünftig als leitende Funktion im
Sinn dieses Gesetzes nur mehr die des Leiters des
Gemeindeamtes den besonderen Vorschriften dieses
Abschnittes unterworfen ist. Auch hinsichtlich der
Dienstgebervertreter in der Begutachtungskommis-
sion (§ 23b Abs. 2) war eine Änderung notwendig, weil
die bisherige Rechtslage zu Schwierigkeiten bei der
Entsendung geführt hat. Dienstgebervertreter müssen
nunmehr Mitglieder oder Ersatzmitglieder des Ge-
meinderates sein. Sie werden vom Gemeindera~ über
Vorschiag der zwei stärksten im Gemeinderat vertre-
tenen Parteien bestellt.

Zu Art. I Z. 34a, 35 und 36 (§ 24 Abs. 3 und § 26):

Auch diese Änderungen betreffen lediglich sprachlich-
systematische Verbesserungen bzw. Änderungen, die
sich auf Grund der Wiederverlautbarung der O.ö. Ge-
meindeordnung im Jahre 1990 und der Anderungen in
anderen Abschnitten ergeben.

Zu Art. I Z. 37 (§ 27):

Diese Änderung entspricht der im § 19.

Zu Art. I Z. 38 (§ 28):

Aus Gründen der Rechtssicherheit ist in diese Bestim-
mung auch das neue Instrument der Weiterbestellung
aufzunehmen.

Zu Art. I Z. 39 (§ 29 Abs. 3):

Durch die Aufnahme dieser Bestimmung soll sicher-
gestellt werden, daß für diese Personengruppen eine
"Umgehung" des Objektivierungsverfahrens durch
eine Versetzung nicht in Frage kommt.

Zu Art. I Z. 40 (§ 29 Abs. 4):

Abs. 4 schafft die Basis für eine Dezentralisierung der
Personalentscheidung in bestimmten Bereichen. Das
geltende Objektivierungsgesetz sieht grundsätzlich
vor, daß die Bewerbungen um Neuaufnahmen - vor
der Entscheidung der Landesregierung - vom Amt
der Landesregierung bzw. vom Personalbeirat geprüft
werden.

Die Praxis hat jedoch gezeigt, daß bei der Vollziehung
der Objektivierung der Neuaufnahmen eine Reihe von
Problemen auftreten und bei bestimmten Personen-
gruppen bzw. Verwendungsbereichen das System
des Objektivierungsgesetzes sowohl bei den Bewer-
bern als auch bei den Dienststellen auf Kritik stößt.
Vor allem wird die Dauer und Umständlichkeit des
Verfahrens in verschiedenen VerwendunfJsbereichen,
insbesondere im Bereich der Krankenanstalten und
-betriebe, nicht verstanden.

Im Sinne der - auch in anderen Bereichen - ange-
strebten Dezentralisierung soll nun auch bei der Ob-
jektivierung der Neuaufnahmen durch eine ausdrück-
liche Verordnungsermächtigung die Möglichkeit ge-
schaffen werden, einzelnen Dienststellen, insbeson~
dere den Krankenanstalten, mehr Eigenverantwor-
tung hinsichtlich bestimmter Dienstnehmergruppen
zu Übertragen. Dies soll dadurch erreicht werden,
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daß die Bewerbungsunterlagen nicht mehr in jedem
Fall dem Amt der Landesregierung bzw. dem Perso-
nalbeirat vorgelegt werden müssen. In den ins Auge
gefaßten Fällen wird es Aufgabe und Pflicht des bzw.
der Ermächtigten sein. die im Gesetz vorgesehenen
Bestimmungen, insbesonders hinsichtlich der Aufnah-
mekriterien entsprechend anzuwenden. In der Verord-
nung ist überdies dafür vorzusorgen. daß jedenfalls
dem Personalbeirat Kontrollmöglichkeiten über diese
Aufnahmen zukommen. Davon unberührt bleibt die in-
nerorganisatorische Kontrolle, wie sie zum Beispiel
beim Amt der Landesregierung durch die Abteilung
Personal-Objektivierung ausgeübt wird.

Sinngemäß soll diese Möglichkeit auch den Gemein-
den und Städten im eigenen Wirkungsbereich eröffnet
werden.

Zu Art. I Z. 41 l§ 31):

Die Bestimmung des § 31 Abs. 2 kann im Sinne der
Rechtsbereinigung entfallen, da ihr bereits durch § 39

Dr. Frais
Obmann

O.Ö. Gemeinde-Personalvertretungsgesetz materiell
derogiert ist.

Zu Art. 11:

Die Legisvakanz von mindestens einem Monat
lAbs. 1) ist für die Vorbereitung der Durchführung die-
ses Gesetzes notwendig.

Abs. 3 soll auf schon derzeit befristet vergebene lei-
tende Funktionen angewendet werden, mit Rücksicht
auf die für die einzelnen vorgesehenen Fristen aber
nur dann, wenn die Befristung noch mindeste'ns ein
Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes läuft.

Der gemischte Ausschuß (Ausschuß für Verfassung
und Verwaltung und Ausschuß für allgemeine innere
Angelegenheiten) beantragt, der Hohe Landtag möge
das Landesgeselz, mit dem das O.Ö. Objektivierungs·
gesetz 1990 geändert wird IO.ö. Objek1ivierungsge·
setz·Novelle 1992), beschließen.

Linz, am 15. Oktober 1992

Hiesl
Berichterstatter

Landesgesetz

vom ,
mit dem das O.Ö. Objek1ivierungsgesetz 1990 geändert wird

IO.ö. Objektivierungsgeselz·Novelie 1992)

Der o.ö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das O.Ö. Objektivierungsgesetz 1990, LGBI.Nr. 96,
wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden die Überschriften
,,§ 2: Ausschreibung; Bewerbung", ,,§ 3: Vereinfach-
tes Aufnahmeverfahren" und ,,§ 6: Mitteilung der
Aufnahme von Bewerbern" durch die Überschriften
,,§ 2: Ausschreibung", ,,§ 3: Bewerbung" und ,,§ 6:
Mitteilung der Aufnahme von Bewerbern; Abgren-
zung" ersetzt; nach der Überschrift ,,§ 11: Begutach-
tungskriterien; Reihungsliste" wird die Überschrift
,,§ 11a: Weiterbestellungsgutachten" • nach der
Überschrift ,,§ 15: Begutachtungskriterien; Rei-
hungsliste" die Überschrift ,,§ 15a: Weiterbestel-
lungsgutachten" eingefügt; die Überschriften im Ar-
tikel IV Abschnitt Blauten: ,,§ 23: Ausschreibung;
Bewerbung", ,,§ 23a: Vertraulichkeit", ,,§ 23b: Be-
gutachtungskommission", ,,§ 23c: Begutachtungs-
kriterien; Reihungsliste", ,,§ 23d: Weiterbestellungs-
gutachten" und ,,§ 23e: Anwendungsbereich" .
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I2. Dem § 1 wird folgender Abs. 3 angefügt:

,,(3) Personenbezogene Bezeichnungen in diesem
Landesgesetz gelten jeweils auch in ihrer weiblichen _
Form,"

3. § 2 lautet:
,,§ 2

Ausschreibung

(1) Der Aufnahme von Personen in den Landes-
dienst für eine befristete oder unbefristete Tätigkeit
hat eine Ausschreibung jedenfalls in der Amtlichen
Unzer Zeitung vorauszugehen. Zusätzlich soll eine
Ausschreibung auch in anderen Medienwerken, zu-
mindest aber in einer oberästerreichischen Tages-
zeitung erfolgen, wenn sie einen Dienstposten be-
tri!h, der sich durch quantitative oder qualitative An-
forderungen von vergleichbaren Dienstposten ab-
hebt; dies kann auch in der Form eines Hinweises
auf die Ausschreibung in der Amtlichen Unzer Zei-
tung erfolgen.

(2) Die Ausschreibung hat jedenfalls zu enthalten:
1. Die AUfnahmevoraussetzungen nach den dienst-

rechtlichen Bestimmungen;
2. die vorgesehene Beschäftigungsart und eine

Aufgabenbeschreibung;
3. die besonderen Erfordernisse (Anforderungspro-

fil im Sinn des § 5), soweit es für die Erfüllung der
Aufgaben des vorgesehenen Arbeitsplatzes von
wesentlicher Bedeutung ist. Bei jedem dieser Er-
fordernisse ist ausdrücklich anzuführen, ob es un-
bedingt zu erfüllen ist oder ob es nur als er-
wünscht anzusehen ist;

4. die Art des vorgesehenen Auswahlverfahrens.

(3) Die Bewerbungsfrist beträgt mindestens zwei
Wochen. Die Bewerber haben die geforderten Kennt-
nisse und Fähigkeiten entsprechend nachzuweisen.
Sie haben überdies Auskünfte zur Beurteilung der im
§ 5 enthallenen objektiven Aufnahmekriterien zu ge-
ben bzw. entsprechende Unterlagen rechtzeitig vor-
zulegen.

(4) Die Landesregierung kann einzelne Personal-
verfügungen ohne vorhergehende Ausschreibung
bzw. ohne Befassung des Personalbeirates (§ 4)
selbständig treften, wenn es aus dienstlichen oder
verwaltungstechnischen Gründen unbedingt erfor-
derlich ist; dabei sind bereits vorgemerkte geeignete
Bewerber zu berücksichtigen. § 5 ist sinngemäß an-
zuwenden.

(5) Personalverfügungen nach Abs. 4 sind in sinn-
gemäßer Anwendung des § 5 Abs. 4 dem Vorsitzen-
den des Personalbeirates unter Anschluß einer Be-
gründung unverzüglich zur Kenntnis zu bringen."

4. § 3 iautet:
,,§ 3

Bewerbung

(1) Bewerber sind, wenn sie die gesetzlichen An-
stellungserfordernisse erfüllen, ein Jahr ab dem Ein-
langen ihrer Bewerbung vorzumerken.

(2) Vorgemerkte Bewerber sind in das Verfahren
nach diesem Landesgesetz einzubeziehen, sofern
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sie die Ausschreibungsvoraussetzungen erfüllen.
Die Vormerkung endet mit Abschluß eines Objekti-
vierungsverfahrens, in dem der vorgemerkte Bewer-
ber miteinbezogen wurde; eine neuerliche Vormer-
kung im Sinne des Abs. 1 ist möglich."

5. Im § 4 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge "aus
vier Dienstgebervertretern" durch die Wortfolge
"aus fünf Dienstgebervertretern" ersetzt.

6. § 4 Abs. 2 lautet:

,,(2) Die Anzahl der von jeder im Landtag vertrete·
nen Partei namhaft zu machenden Dienstgeberver-
treter bestimmt sich nach dem Verhältnis der der
Partei im Landtag zukommenden Mandate, wobei
- soweit vorhanden - den drei stärksten im Land-
tag vertretenen Parteien jedenfalls ein Dienstgeber-
vertreter zukommt. Bei gleicher Mandatsstärke ge-
ben jeweils die bei der vorangegangenen Landtags-
wahl auf die betreffenden Parteien entfallenen Par-
teilandessummen den Ausschiag. Der Vorsitzende
des Persanarbeirates wird von jener im Landtag ver·
tretenen Partei namhaft gemacht, die über die größte
Anzahl von Mandaten verfügt. Im Fall des Ausschei-
dens aus dem Landtag ist unverzüglich von der in
Betracht kommenden Partei ein Nachbesetzungs-
vorschlag zu erstatten."

7. § 4 Abs. 5 erster Satz lautet:

"Der Personalbeirat ist beschlußfähig, wenn wenig-
stens zwei Drittel seiner Mitglieder (Ersatzmitglieder)
anwesend sind."

8. § 4 Abs. 5 dritter Satz entfällt.

9. § 5 lautet:
,,§ 5

Aufnahmekriterien, Aufnahmevorschlag

(1) Allgemeine Aufnahmevoraussetzungen nach
den dienstrechUichen Vorschriften sind insbe-
sondere:
1. die Ausbildung,
2. die persönliche und fachliche Eignung für die

Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehe-
nen Verwendung verbunden sind,

3. ein bestimmtes Mindest· oder Höchstalter,
4. die volle Handlungsfähigkeit, ausgenommen ihre

Beschränkung wegen Minderjährigkeit,
5. die geistige und körperliche Eignung.

(2) Besondere Aufnahmevoraussetzungen erge·
ben sich aus der beabsichtigten Verwendung und
können insbesondere sein:
1. eine Fach- bzw. Spezialausbildung,
2. die bisherige Berufspraxis,
3. sonstige besondere Fähigkeiten bzw. Fertig-

keiten.

(3) Neben den allgemeinen und den besonderen
Aufnahmevoraussetzungen sind als objektive Auf·
nahmekriterien nach der Art der zu besetzenden
Dienstposten insbesondere anzusehen:
1. das Vorstellungs- bzw. Kontaktgespräch,
2. allfällige Tests bzw. sonstige fachliche Begut-

achtungen,

----------------------------------- -- -- -_.
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3. die sozialen Verhältnisse,
4. sonstige besondere Umstände.

(4) Das Amt der Landesregierung hat die Bewer-
bungen nach den Aufnahmekriterien zu prüfen. Den
Mitgliedern des Personalbeirates ist jeweils der Ent-
wurf eines Aufnahmevorschlages unter Anschluß der
für die Beurteilung erforderlichen sonstigen Unterla-
gen über alle Bewerber spätestens sieben Tage vor
der nächsten Sitzung zu übermitteln. Ergeben sich
während des Objektivierungsverfahrens Änderun-
gen der maßgeblichen Umstände, so können bis
spätestens am zweiten Arbeitstag vor der Sitzung
Unterlagen nachgereicht werden.

(5) Der Personalbeirat hat den Entwurf eines Auf-
nahmevorschlages des Amtes der Landesregierung
sowie die übrigen Unterlagen zu prüfen und in einer
Empfehlung einen endgültigen Aufnahmevorschlag
an die Landesregierung zu erstatten. Dieser ist inner-
halb von acht Wochen ab dem Zeitpunkt, in dem die
Unterlagen beim Vorsitzenden des Personalbeirates
eingelangt sind, zu erstatten. Tritt der Personalbeirat
nicht innerhalb von acht Wochen nach Übermittlung
der Unterlagen durch das Amt der Landesregierung
zusammen, so kann die Landesregierung ohne Emp-
fehlung des Personalbeirates entscheiden. Kommt in
der ersten Sitzung des Personalbeirates kein Auf-
nahmevorschlag zustande, so hat eine zweite Sit-
zung möglichst innerhalb einer Woche stattzufin-
den."

10. Die Überschrilt im § 6 lautet:

"Mitteltung der Aufnahme von Bewerbern;
Abgrenzung"

11. Dem § 6 wird folgender Abs. 3 angefügt:

,,(3) Bei Bewerbern um leitende Funktionen, die in
keinem Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich
stehen, sind die Bestimmungen dieses Abschnittes
nicht anzuwenden. Lediglich der Zeitpunkt ihres
Dienstantrittes und die Dienststelle sind dem Vorsit-
zenden des Personalbeirates jeweils bis zum 10. des
Folgemonats mitzuteilen."

12. § 7 zweiter Satz lautet:

"Über sie ist gegen jedermann, dem gegenüber kei-
ne Verpflichtung zu einer amtlichen Mitteilung be-
steht, strengstes Stillschweigen zu bewahren, je-
doch ist Bewerbern auf ihr Verlangen Auskunft über
ihre Beurteilung im Auswahlverfahren zu erteilen."

13. § 8 Abs. 1 lautet:

,,(1) Der Bestellung der Leiter von Abteilungsgrup-
pen, der Abteilungsleiter, vergleichbarer Funktions-
träger sowie der Leiter von Unterabteilungen bzw.
sonstigen nachgeordneten Organisstionseinheiten
des Amtes der Landesregierung, ferner der Bestei-
lung der Bezirkshauptmänner, der Amtsvorstände
und technischen Leiter der Agrarbezirksbehörden
hat nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Ab-
schnittes eine Ausschreibung jedenfalls in der Amtli-
chen Unzer Zeitung und in anderen Medienwerken,
zumindest aber in einer oberösterreichischen Tages-
zeitung voranzugehen; letzteres kann auch in Form
eines Hinweises auf die Ausschreibung in der Amtli-
chen Unzer Zeitung erfolgen."
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14, Dem § 8 wird folgender Abs, 4 angefügt:

,,(4)Jedenfalls die Bestellung der Leiter von Abtei-
lungen des Amtes der Landesregierung sowie von
Bezirkshauptmännern, Amtsvorständen und techni-
schen Leitern der Agrarbezirksbehörden ist vor einer
unbefristeten Bestellung einmal befristet auszuspre-
chen; eine solche Befristung darf nicht kürzer als
zwei und nicht länger als fünf Jahre dauern. Dies ist
in der Ausschreibung gemäß Abs, 1 zum Ausdruck
zu bringen."

15. Dem § 9 wird folgender Satz angefügt:

"Bewerbern ist auf ihr Verlangen Auskunft über ihre
Beurteilung im Auswahlverfahren zu erteilen,"

16. Im § 10 erhalten die Abs. 5, 6 und 7 die Bezeichnung
,,(6)", ,,(7)" und ,,(8)"; folgender Abs, 5 wird ein-
gefügt:

,,(5) Kommt in der ersten Sitzung der Begutach-
tungskommission kein Gutachten zustande, so hat
eine zweite Sitzung möglichst innerhalb einer Woche
stattzufinden, "

17, § 11 Abs. 3 zweiter Satz lautet:

"Diese Reihungsliste samt Begründung sowie die
übrigen Unterlagen aller Bewerber sind dem Landes-
hauptmann bzw, dem Landesamtsdirektor innerhalb
von acht Wochen ab dem Zeitpunkt, in dem die Un-
terlagen beim Vorsitzenden der Begutachtungskom-
mission eingelangt sind, zur Entscheidung vorzule-
gen."

18. Dem § 11 wird folgender Abs. 4 angefügt:

,,(4) Kommt innerhalb dieser Frist kein Gutachten
zustande, so kann die Bestellung ohne Bedachtnah-
me auf ein derartiges Gutachten erfolgen."

19. Nach § 11 wird folgender § 11a eingefügt:

,,§ 11a
Weiterbestellungsgutachten

(1) Im Falle einer befristet zugeordneten leitenden
Funktion gemäß § 8 Abs. 4 hat der Landeshaupt-
mann bzw, der Landesamtsdirektor spätestens ein
Jahr vor Ablauf der Bestellungsdauer dem Inhaber
der Funktion schriftlich mitzuteilen, ob er mit Ablauf
der Bestellungsdauer mit dieser Funktion unbefristet
betraut wird oder ob ein Weiterbestellungsgutachten
zur Frage der unbefristeten Bestellung eingeholt
wird,

(2) Wird die unbefristete Betrauung nach Abs, 1
mitgeteilt, so entfäilt ein neuerliches Ausschrei-
bungs- und Begutachtungsverfahren nach diesem
Landesgesetz.

(3) Der Landeshauptmann bzw, der Landesamtsdi-
rektor hat mit der Erstattung eines Weiterbestel-
lungsgutachtens die Begutachtungskommission
(§ 10) zu befassen. Der Funktionsinhaber kann die
Erstattung eines Weiterbestellungsgutachtens bin-
nen einem Monat ab Beginn der Einjahresfrist ver-
langen, wenn bis dahin eine Mitteilung nach Abs. 1
unterbleibt.

I

I

_ _ ... 1
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(4) Die Begutachtungskommission hat den Erfolg
der bisherigen Funktionsausübung sowohl in fachli-
cher als auch in innerdienstlicher Hinsicht zu beurtei-
len. Sie hat dabei auf besondere Umstände, die mit
der Funktion zusammenhängen, Bedacht zu neh-
men. Sie kann Unterlagen und Auskünfte einholen
und soll ihr Gutachten nach Möglichkeit binnen drei
Monaten ab Einlangen des Verlangens erstatten.

(5) Das Gutachten hat die begründete Empfehlung
zu enthalten, ob der Inhaber der Funktion mit dieser
unbefristet betraut werden soll oder nicht. Ein Gut-
achten, das die Weiterbestellung nicht vorschlägt,
kann nur mit einer Mehrheit von mehr als zwei Drittel
der abgegebenen Stimmen beschlossen werden.

(6) Der Landeshauptmann bzw. der Landesamtsdi-
rektor hat dem Inhaber der Funktion spätestens
sechs Monate vor Ablauf der Bestellungsdauer end-
gültig mitzuteilen, ob er mit Ablauf der Bestellungs-
dauer mit dieser Funktion unbefristet betraut wird
oder nicht. Dies gilt auch, wenn die Begutachtungs-
kommission ihr Gutachten nicht rechtzeitig abgibt."

20. Dem § 12 wird folgender Abs. 4 angefügt:

,,(4) Jedenfalls die Bestellung der Leiter ist vor
einer unbefristeten Bestellung einmal befristet aus-
zusprechen; eine solche Befristung darf nicht kürzer
als zwei und nicht länger als fünf Jahre dauern. Dies
ist in der Ausschreibung gemäß Abs. 1 zum Aus-
druck zu bringen."

21. Dem § 13 wird folgender Satz angefügt:

"Bewerbern ist auf ihr Verlangen Auskunft über ihre
Beurteilung im Auswahlverfahren zu erteilen."

22. Im § 14 erhalten die Abs. 4 und 5 die Bezeichnung
,,(5)" und ,,(6)"; folgender Abs. 4 wird eingefügt:

,,(4) Kommt in der ersten Sitzung der Begutach-
tungskommission kein Gutachten zustande, so hat
eine zweite Sitzung möglichst innerhalb einer Woche
stattzufinden. "

22a. § 14 Abs. 6 (neu) lautet:

,,(6) § 10 Abs. 7 und Abs. 8 gelten sinngemäß."

23. § 15 Abs. 3 zweiter Satz lautet:

"Diese Reihungsliste samt Begründung sowie die
übrigen Unterlagen aller Bewerber sind der Landes-
regierung innerhalb von acht Wochen ab dem Zeit-
punkt, in dem die Unterlagen beim Vorsitzenden der
Begutachtungskommission eingelangt sind, zur Ent-
scheidung vorzulegen."

24. Dem § 15 wird folgender Abs. 4 angefügt:

,,(4) Kommt innerhalb dieser Frist kein Gutachten
zustande, so kann die Bestellung ohne Bedachtnah-
me auf ein derartiges Gutachten erfolgen."

25. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt:

,,§ 15a

Weilerbeslellungsgulachlen
Im Fall einer befristet zugeordneten leitenden

Funktion gemäß § 12 Abs. 4 gilt § 11a sinngemäß
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mit der Maßgabe, daß anstelle des Landeshaupt-
mannes bzw. des Landesamtsdirektors die Landes-
regierung zuständig ist."

25a. Im § 16 Abs. 3 dritter Satz wird das Zitat ,,§ 5
Abs. 1" durch das Zitat ,,§ 5" ersetzt; § 16 Abs. 3
letzter Satz lautet: ,,§ 3 gilt sinngemäß."

26. Im § 17 Abs. 2 erster Satz wird das Zitat ,,§ 5 Abs. 2"
durch das Zitat ,,§ 5 Abs. 4" ersetzt.

27. § 18 Abs. 2 lautet:
,,(2) Der Personalbeirat besteht aus fünf Dienst-

gebervertretern und drei Dienstnehmervertretern,
die vom Gemeinderat auf die Dauer seiner Funk-
tionsperiode bestellt werden; die Dienstgebervertre-
ter müssen Mitglieder des Gemeinderates sein. Die
Anzahl der von jeder im Gemeinderat vertretenen
Partei namhaft zu machenden Dienstgebervertreter
bestimmt sich nach dem Verhältnis der der Partei im
Gemeinderat zukommenden Mandate, wobei - so-
weit vorhanden - den drei stärksten im Gemeinde-
rat vertretenen Parteien jedenfalls ein Dienstgeber-
vertreter zukommt. Bei gleicher Mandatsstärke ge-
ben jeweils die bei der vorangegangenen Gemeinde-
ratswahl auf die betreffenden Parteien entfallenen
Parteisummen den Ausschlag; bei gleichen Partei-
summen entscheidet das Los, das von dem an Jah-
ren jüngsten anwesenden Mitglied des Gemeindera-
tes zu ziehen ist. Der Vorsitzende des Personalbeira-
tes wird auf Vorschlag jener im Gemeinderat vertre-
tenen Partei bestellt, die über die größte Anzahl von
Mandaten im Gemeinderat verfügt. Im Falle des Erlö-
schens des Mandates nach § 13 Statut für die Lan-
deshauptstadt Unz 1992, § 13 Statut für die Stadt
Steyr 1992 und § 13 Statut für die Stadt Wels 1992
hat der Gemeinderat unverzüglich eine Neuentsen-
dung für den Rest der Funktionsperiode vorzuneh-
men. "

28. Im § 18 Abs. 5 werden die Zitate "Statut für die
Landeshauptstadt Linz 1980", "Statut für die Stadt
Steyr 1980" und "Statut für die Stadt Wels 1980"
durch die Zitate "Statut für die Landeshauptstadt
Linz 1992", "Statut für die Stadt Steyr 1992" und
"Statut für die Stadt Wels 1992" ersetzt.

29. Dem § 19 wird folgender Satz angefügt:
"Abweichend vom § 8 Abs. 4 bzw. § 12 Abs. 4 ist die
Bestellung zumindest einmal befristet auszuspre-
chen."

29a.lm § 20 Abs. 3 dritter Satz wird das Zitat ,,§ 5
Abs. 1" durch das Zitat ,,§ 5" ersetzt; § 20 Abs. 3
letzter Satz lautet: ,,§ 3 gilt sinngemäß."

30. Im § 21 Abs. 2 erster Satz wird das Zitat ,,§ 5
Abs. 2" durch das Zitat ,,§ 5 Abs. 4" ersetzt.

31. § 22 Abs. 2 erster Satz letzter Halbsatz lautet:
"die Dienstgebervertreter müssen Mitglieder oder
Ersatzmitglieder des Gemeinderates sein, wobei
§ 18 Abs. 4 vorletzter Satz O.Ö. Gemeindeordnung
1990 sinngemäß anzuwenden ist."

32. § 22 Abs. 2 zweiter Satz letzter Halbsatz lautet:
"die zweitstärkste im Gemeinderat vertretene Partei
entsendet jedenfalls einen Dienstgebervertreter. "
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33. Im § 22 Abs. 2 und Abs. 6 wird jeweils die Zitierung
"O.Ö. Gemeindeordnung 1979" durch die Zitierung
"O.Ö. Gemeindeordnung 1990" ersetzt.

34. Artikel IV Abschnitt Blautet:

"ABSCHNITT B

Besetzung leitender Funktionen in den
übrigen Gemeinden

§ 23
Ausschreibung; Bewerbung

(1) Der Bestellung des Leiters des Gemeindeam-
tes hat nach Maßgabeder Bestimmungen dieses Ab-
schnittes eine Ausschreibung jedenfalls in der Amtii-
ehen Unzer Zeitung voranzugehen.

(2) Die Ausschreibung hat die Erfordernisse für die
Betrauung und jene besonderen Erfahrungen,
Kenntnisse und Fähigkeiten zu enthalten, die von
den Bewerbern zu erfüllen sind.

(3) Die Bewerbungsfrist beträgt mindestens zwei
Wochen. Die Bewerber haben erforderlichenfalls die
geforderten Erfahrungen, Kenntnisse und Fähigkei-
ten entsprechend nachzuweisen. Die Bewerber ha-
ben überdies Auskünfte zur Beurteilung der im § 23c
Abs. 1 enthaltenen objektiven Kriterien zu geben
bzw. entsprechende Unterlagen vorzulegen.

(4) Die Bestellung des Leiters des Gemeindeamtes
ist vor einer unbefristeten Bestellung zumindest ein-
mal befristet auszusprechen; eine solche Befristung
darf nicht kürzer als zwei und nicht länger als fünf
Jahre dauern. Dies ist in der Ausschreibung gemäß
Abs. 1 zum Ausdruck zu bringen.

§ 23a
Vertraulichkeit

Die Bewerbungsgesuche und deren Auswertung
sind vertraulich zu behandeln. Über sie ist gegen je-
dermann, dem gegenüber keine Verpflichtung zu
einer amtlichen Mitteilung besteht, strengstes Still-
schweigen zu bewahren. Bewerbern ist auf ihr Ver-
langen Auskunft über ihre Beurteilung im Auswahl-
verfahren zu erteilen.

§ 23b
Begutachtungskommission

(1) Zur Beurteilung der Bewerbungen ist eine Be-
gutachtungskommission einzurichten. Diese Begut-
achtungskommission besteht aus zwei Dienstgeber-
vertretern und einem Dienstnehmervertreter.

(2) Die Dienstgebervertreter müssen Mitglieder
oder Ersatzmitglieder des Gemeinderates sein, wo-
bei § 18 Abs, 4 vorletzter Satz O.Ö. Gemeindeord-
nung 1990 sinngemäß anzuwenden ist. Sie werden
vom Gemeinderat über Vorschlag der zwei stärksten
im Gemeinderat vertretenen Parteien auf die Dauer
seiner Funktionsperiode bestellt. Der Vorsitzende
der Begutachtungskommission wird von jener im Ge-
meinderat vertretenen Partei entsandt, die über die
größte Anzahl von Mandaten verfügt. § 22 Abs. 2 drit-
ter und vierter Satz gelten sinngemäß. Die Begutach-
tungskommission bleibt nach Ablauf der Funktions-
periode so lange im Amt, bis der neugewählte Ge-

11
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meinderat die Mitglieder der Begutachtungskommis-
sion bestellt hat.

(3) Der Dienstnehmervertreter wird auf Vorschlag
der in Betracht kommenden Organe der Gemeinde-
Personalvertretung vom Gemeinderat bestellt. Der
Dienstnehmervertreter muß Mitglied der Personal-
vertretung sein. Im Falle des Ausscheidens aus der
Personalvertretung hat diese unverzOglich einen
Nachbesetzungsvorschiag für den Rest der Funk-
tionsperiode der Begutachtungskommission zu er-
statten.

(4) Die Begutachtungskommission ist beschlußfä-
hig, wenn alle Mitglieder (Ersatzmitglieder) anwe-
send sind; sie faßt ihre Beschlüsse mit Stimmen-
mehrheit. Bewirbt sich ein Mitglied (Ersatzmitglied)
der Begutachtungskommission für die Funktion des
Leiters des Gemeindeamtes, so ist es von den Bera-
tungen bzw. den Beschlußfassungen ausge-
schlossen.

(5) Kommt in der ersten Sitzung der Begutach-
tungskommission kein Gutachten zustande, so hat
eine zweite Sitzung möglichst innerhalb einer Woche
stattzufinden.

(6) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder der
Begutachtungskommission sind bei der Ausübung
ihres Amtes an keine Weisungen gebunden.

§ 23c
Begutachtungskriterien; Reihungsliste

(1) Neben den im § 23 Abs. 2 angeführten Erfah-
rungen, Kenntnissen und Fähigkeiten sind als objek-
tive Kriterien für die Betrauung mit der Funktion des
Leiters des Gemeindeamtes insbesondere an-
zusehen:
1. die Ausbildung;
2. der Erfolg in der bisherigen Verwendung;
3. besondere Umstände, die mit der leitenden

Funktion zusammenhängen;
4. allfällige Tests bzw. sonstige fachliche Begut-

achtungen.

(2) Die Begutachtungskommission hat die Bewer-
bungen nach den Erfordernissen des § 23 Abs. 2 und
den Kriterien des Abs. 1 zu prüfen. Den Mitgliedern
der Begutachtungskommission ist jeweils eine Liste
aller Bewerber unter Anschluß der tür die Beurtei-
lung erforderlichen sonstigen Unterlagen spätestens
sieben Tage vor der nächsten Sitzung zu übermit-
teln. Ergeben sich während des Objektivierungsver-
fahrens Änderungen der maßgeblichen Umstände,
so können bis spätestens am zweiten Arbeitstag vor
der Sitzung Unterlagen nachgereicht werden. Die
Begutachtungskommission kann ihren Sitzungen
Sachverständige und Auskunftspersonen, wie zum
Beispiel externe Personalexperten, mit beratender
Stimme beiziehen. Die Sitzungen der Begutach-
tungskommission sind nicht öffentlich.

(3) Die Begutachtungskommission hat nach Prü-
fung der vorliegenden Bewerbungen eine zu begrün-
dende Reihung vorzunehmen. Diese Reihungsliste
samt Begründung sowie die übrigen Unterlagen aller
Bewerber sind dem Gemeinderat innerhalb von acht
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Wochen ab dem Zeitpunkt, in dem die Unterlagen
beim Vorsitzenden der Begutachtungskommission
eingelangt sind, zur Entscheidung vorzulegen.

(4) Kommt innerhalb dieser Frist kein Gutachten
zustande, so kann die Bestellung ohne Bedachtnah-
me auf ein derartiges Gutachten erfolgen.

§ 23d

Weiterbestellungsgutachten

(1) Im Falle der befristeten Bestellung gemäß § 23
Abs. 4 hat der Gemeinderat spätestens ein Jahr vor
Ablauf der Bestellungsdauer dem Inhaber der Funk-
tion schriftlich mitzuteilen, ob er mit Ablauf der Be-
stellungsdauer mit dieser Funktion unbefristet be-
traut wird oder ob ein Weiterbestellungsgutachten
zur Frage der unbefristeten Bestellung eingeholt
wird.

(2) Wird die unbefristete Betrauung nach Abs. 1
mitgeteilt, so entfällt ein neuerliches Ausschrei-
bungs- und Begutachtungsverfahren nach diesem
Landesgesetz.

(3) Der Gemeinderat hat mit der Erstattung eines
Weiterbestellungsgutachtens die Begutachtungs-
kommission (§ 23b) zu befassen. Der Funktionsinha-
ber kann die Erstattung eines Weiterbestellungsgut-
achtens binnen einem Monat ab Beginn der Einjah-
resfrist veriangen, wenn bis dahin eine Mitteilung
nach Abs. 1 unterbleibt.

(4) Die Begutachtungskommission hat den Erfolg
der bisherigen Funktionsausübung sowohl in fachli-
cher als auch in innerdienstlicher Hinsicht zu beurtei-
len. Sie hat dabei auf besondere Umstände, die mit
der Funktion zusammenhängen, Bedacht zu neh-
men. Sie kann Unterlagen und Auskünfte einholen
und soll ihr Gutachten nach Möglichkeit binnen drei
Monaten ab Einlangen des Verlangens erstatten.

(5) Das Gutachten hat die begründete Empfehlung
zu enthalten, ob der Inhaber der Funktion mit dieser
unbefristet betraut werden soll oder nicht. Ein Gut-
achten, das die Weiterbestellung nicht vorschlägt.
kann nur mit einer Mehrheit von mehr als zwei Drittel
der abgegebenen Stimmen beschlossen werden.

(6) Der Gemeinderat hat dem Inhaber der Funktion
spätestens sechs Monate vor Ablauf der Bestel-
lungsdauer endgültig mitzuteilen, ob er mit Ablauf
der Bestellungsdauer mit dieser Funktion unbefristet
betraut wird oder nicht. Dies gilt auch, wenn die Be-
gutachtungskommission ihr Gutachten nicht recht-
zeitig abgibt.

§ 23e
Anwendungsbereich

Sofern eine Gemeinde über nicht mehr als drei Be-
dienstete verfügt, ist dieser Abschnitt nicht anzuwen-
den."

34a. Im § 24 Abs. 3 dritter Satz wird das Zitat ,,§ 5
Abs. 1" durch das Zitat ,,§ 5" ersetzt; § 24 Abs. 3
letzter Satz lautet: ,,§ 3 gilt sinngemäß."

35. § 26 Abs. 2 zweiter Satz letzter Halbsatz lautet:

"die zweitstärkste in der Verbandsversammlung ver-
tretene Partei entsendet jedenfalls einen Dienstge-
bervertreter. "
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36, Im § 26 Abs. 6 wird die Zitierung "O.Ö. Gemeindord-
nung 1979" durch die Zitierung "O.Ö. Gemeindeord-
nung 1990" ersetzt

37. Dem § 27 wird folgender Satz angefügt:
"Abweichend vom § 8 Abs, 4 bzw. § 12 Abs. 4 ist die
Bestellung zumindest einmal befristet auszuspre-
chen."

L

38. § 28 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

"Dies gilt sinngemäß fOr die Besetzung von leiten-
den Funktionen einschiießlich der Frage der unbefri-
steten Weiterbestellung."

39. Dem § 29 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

"Versetzungen von davon betroffenen Bediensteten
innerhalb von zwei Jahren ab deren Aufnahme sind
erst nach Durchführung eines Objektivierungsver-
fahrens nach dem jeweiligen Abschnitt A dieses Ge-
setzes zulässig."

40. § 29 Abs. 4 und 5 erhalten die Bezeichnung ,,(5)"
und ,,(6)"; folgender Abs. 4 wird eingefügt:

,,(4) Die Landesregierung, in Gemeinden und
Städten mit eigenem Statut der Gemeinderat, kann
durch Verordnung festlegen, daß für bestimmte Per-
sonengruppen bzw. Verwendungsbereiche (wie z.B.
Reinigungskräfte, Küchenhi/fskräfte, Amtswarte und
Portiere) Ausnahmeregelungen vom § 5 Abs. 4 und 5
getroffen werden, sofern dies aus Gründen der
Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kosten-
ersparnis notwendig ist In einer solchen Verordnung
ist eine ausreichende Kontrolle jedenfalls durch den
Personaibeirat sicherzustellen."

41. Die Überschrift im § 31 lautet: "Inkrafttreten"; im
§ 31 entfällt die Absatzbezeichnung ,,(1)" und
Abs.2.

Artikel 11

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

(1) Dieses Landesgesetz tritt mit dem auf seine
Kundmachung im Landesgesetzb/att zweitto/genden
Monatsersten in Kraft

(2) Verordnungen auf Grund dieses Landesgeset-
zes können bereits ab dem seiner Kundmachung fol-
genden Tag erlassen werden; sie dürfen jedoch frü-
hestens mit dem Inkrafttreten dieses Landesgeset-
zes in Kratt gesetzt werden.

(3) § 11a, § 15a und § 23d sind auf alle !eitenden
Funktionen anzuwenden, deren Befristung frühe-
stens ein Jahr nach dem Inkrafttreten dieses Landes-
gesetzes endet


